
  

Auf Anonymität zum Teil verzichtet 

Teilnehmer einer Versammlung muss Pressefoto
akzeptieren 

Unter der Überschrift „Polizei entspannt die Lage“ berichtet eine Zeitschrift über die
Aktion einer Arbeitslosenhilfe vor der örtlichen Agentur für Arbeit. Der Artikel ist
illustriert mit einem Foto, das neben Mitgliedern der Arbeitslosenhilfe den
Beschwerdeführer sowie einen Polizisten von hinten zeigt. Auf dem Bild sitzt der
Beschwerdeführer an einem Beratungsstand mit einem grell geschminkten
Mitarbeiter der Arbeitslosenhilfe zusammen, möglicherweise in einem
Beratungsgespräch. Die Zeitschrift berichtet, die Agentur für Arbeit habe die Polizei
zu Hilfe gerufen, damit diese einen Beratungsstand der Arbeitslosenhilfe aus dem
Innern des Gebäudes beseitige. Im gegenseitigen Einvernehmen habe das Problem
schließlich durch die Verlegung des Standes vor das Gebäude geregelt werden
können. Nach Auffassung des Beschwerdeführers wurde er als neutraler
Beratungskunde der Arbeitslosenhilfe durch das Foto unzulässig mit der
Demonstration in Verbindung gebracht. Die Berichterstattung suggeriere, er habe
eine Situation herbeigeführt, die von der Polizei habe entspannt werden müssen. Er
habe nicht bemerkt, dass man ihn fotografiert habe. Auch habe er keinen
entsprechenden Hinweis bekommen. Sein abgedrucktes Foto in Verbindung mit dem
geschilderten Vorgang empfinde er als Verletzung seiner Persönlichkeitsrechte. Die
anwaltlich vertretene Zeitschrift hält sich für den falschen Adressaten der
Beschwerde, die im Übrigen unbegründet sei. Der Beschwerdeführer mache geltend,
er sei durch das Beratungsangebot der Arbeitslosenhilfe zu Demonstrationszwecken
missbraucht worden. Diese Situation könne aber nicht die Zeitschrift, sondern nur die
Arbeitslosenhilfe selbst aufklären. Die Veröffentlichung des Fotos des
Beschwerdeführers sei zudem zulässig. Bei dem öffentlichen Beratungsgespräch der
Arbeitslosenhilfe handele es sich rechtlich gesehen um eine Versammlung. In einem
solchen Fall gebe es eine Ausnahme vom allgemeinen Persönlichkeitsrecht. Wer an
Versammlungen auf öffentlichem Grund teilnehme, müsse damit rechnen, dass er
zusammen mit anderen Teilnehmern abgebildet werde. Im vorliegenden Fall sei
durch das Foto ein repräsentativer Eindruck des Geschehens mitgeteilt worden,
wobei das Foto auch ohne Zustimmung der Abgebildeten zulässig gewesen sei. Das
Foto vermittle nicht den Eindruck, der Beschwerdeführer habe durch sein Verhalten
den Anlass für das Einschreiten der Polizei gegeben. (2005)

Die Beschwerde ist unbegründet. Eine Verletzung von Persönlichkeitsrechten wäre
allenfalls dann in Betracht gekommen, wenn der Beschwerdeführer erkennbar
abgebildet worden wäre. Er wurde jedoch nicht im Text oder im Zusammenhang mit
dem Foto namentlich genannt. Die Zeitschrift berichtet zutreffend über die Aktion der



Arbeitslosenhilfe, die darauf angelegt war, die Arbeitsabläufe in der Agentur zu
stören. Im Gegensatz zum Beschwerdeführer gelangt der Presserat nicht zu der
Auffassung, die Berichterstattung stelle den Mann als Verursacher einer
Konfliktsituation dar. Durch seine Anwesenheit bei der Aktion hat der
Beschwerdeführer von sich aus auf das Recht auf Anonymität zum Teil verzichtet. Er
musste in dieser Situation damit rechnen, als Teil der Aktion von einem anwesenden
Reporter fotografiert zu werden. (BA2-13/05)

Aktenzeichen:BA2-13/05
Veröffentlicht am: 01.01.2005
Gegenstand (Ziffer): Schutz der Persönlichkeit (8);
Entscheidung: unbegründet 
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